
  

2.4.5.  Hochschulgovernance  
(Karsten König/Peer Pasternack) 

 
Ein Kennzeichen der Hochschulentwicklungen 
der letzten anderthalb Jahrzehnte ist, dass Steu-
erungs- und Organisationsfragen gleichgewichtig 
mit inhaltlichen Themen der Entwicklung von For-
schung und Lehre geworden sind. Inwieweit, in 
welcher Hinsicht und mit welchem Nutzen Steu-
erungs- und Organisationskonzepte im Hoch-
schulsektor angewandt werden bzw. werden soll-
ten, ist umstritten. Das Governance-Konzept bie-
tet hier einen sozialwissenschaftlichen Ausweg, 
indem es danach fragt, welche Muster der Inter-
dependenzbewältigung zwischen Akteuren unter 
dem Aspekt der intentionalen Gestaltung wirk-
sam werden,58 welche Gründe das Entstehen 
dieser Muster verursachen, begünstigen oder be-
hindern, und welche Wirkungen erzeugt werden. 
Am HoF sind im Berichtszeitraum mehrere Pro-
jekte durchgeführt worden, die diesem For-
schungsfeld zuzuordnen sind. Hauptprojekte 
waren: 

• Qualität als Hochschulpolitik (Peer Paster-
nack, 2003-2006),59 

• Modernisierte Hochschulverwaltung, finanziert 
von der Hans-Böckler-Stiftung (Karsten König, 
2004-2006),60 

• Hochschulsteuerung in den Bundesländern, in 
Kooperation mit dem Zusammenschluss deut-
scher Universitätskanzler (Karsten König/An-
ke Burkhardt, 2005-2008),61 

• Hochschulsteuerung in den mitteldeutschen 
Ländern, finanziert vom Kultusministerium 

                                                 
58 Vgl. U. Schimank: Die Governance- Perspektive: 
Analytisches Potenzial und anstehende konzeptionelle 
Fragen, in: Herbert Altrichter/Thomas Brüsemeier/Jo-
chen Wissinger  (Hg.), Educational governance. Hand-
lungskoordination und Steuerung im Bildungssystem, 
Wiesbaden 2007, S. 231-260. 
59 P. Pasternack: Qualität als Hochschulpolitik? Leis-
tungsfähigkeit und Grenzen eines Policy-Ansatzes, 
Bonn 2006. 
60 K. König: Verwandlung durch Verhandlung? Kon-
traktsteuerung im Hochschulsektor (=die hochschule 
1/2007), Wittenberg 2006; K. König: Kooperation wa-
gen. 10 Jahre Hochschulsteuerung durch vertragsför-
mige Vereinbarungen (HoF-Arbeitsbericht 1‘07), Wit-
tenberg 2007. 
61 A. Güttner, K. König,  A. Schwarzenberger: Empfeh-
lungen zur Gestaltung von  Steuerungssystemen auf 
der Ebene Land/Hochschule. Hrsg. v. AK Leistungs-
orientierte Mittelverteilung und Zielvereinbarungen der 
Kanzler/innen an deutschen Universitäten, Gießen 
2008. 

Sachsen-Anhalt (Karsten König, 2008-
2009),62 

• im Rahmen des Forschungsprogramms 
„Hochschulen nach der Föderalismusreform“, 
finanziert vom BMBF (2008-2010): 
− Bundesweite Übersicht zu vertragsförmi-

gen Vereinbarungen (Karsten König, Yvon-
ne Anger),63 

− Hochschulföderalistische Kompetenzord-
nung (Peer Pasternack),64  

− Politische Steuerung und Hochschulent-
wicklung unter föderalen Bedingungen 
(Manfred Stock, Robert D. Reisz),65 

− Hochschulsteuerung im Ländervergleich 
(Karsten König, Yvonne Anger, Janine 
Hoffmann, Victoria Neuber),66 

Daneben gab es kleinere Projekte, die begleitend 
zu den größeren Vorhaben bearbeitet wurden: 

• Novellierung Sächsisches Hochschulgesetz – 
Gutachten für die Fraktion Bündnis 90/Grüne 
im Sächsischen Landtag (Peer Pasternack, 
Anke Burkhardt, Karsten König, 2006)67 

                                                 
62 K. König: Zwischen institutioneller Autonomie und 
Bundespolitik. Hochschulsteuerung in Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen, in: P. Pasternack (Hg.): Re-
lativ prosperierend. Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen: Die mitteldeutsche Region und ihre Hoch-
schulen, Leipzig 2009, S. 66-108. 
63 Karsten König/Yvonne Anger/Janine Hoff-
mann: Vertragsförmige Vereinbarungen in der exter-
nen Hochschulsteuerung. Bundesweite Übersicht. In-
stitut für Hochschulforschung Wittenberg, 2010, www. 
hof.uni-halle.de/steuerung/vertrag2010.htm 
64 P. Pasternack: Die hochschulföderalistische Kompe-
tenzordnung in Deutschland: Entwicklung und Status, 
in: P. Pasternack (Hg.), Hochschulen nach der Föde-
ralismusreform, Leipzig 2011, S. 21-60. 
65 Manfred Stock unt. Mitarb. v. Robert Reisz u. Kars-
ten König: Politische Steuerung und Hochschulent-
wicklung unter föderalen Bedingungen. Stand der For-
schung und theoretisch-methodologische Vorüberle-
gungen für eine empirische Untersuchung (HoF-Ar-
beitsbericht 4/2009), Wittenberg 2009. 
66 Karsten König: Hochschulsteuerung, in: Peer Pas-
ternack (Hg.), Hochschulen nach der Föderalismusre-
form, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2011, S. 
106-154. 
67 A. Burkhardt, K. König, P. Pasternack: Fachgutach-
ten zur Neufassung des Sächsischen Hochschulgeset-
zes (SächsHG) – Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen im Sächsischen Landtag, URL http:// 
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• Hochschulsteuerung in den ostdeutschen 
Ländern (Karsten König, Gunter Quaißer, 
Peggy Trautwein, 2006-2007)68 

• Internes Qualitätsmanagement an österreichi-
schen Fachhochschulen, finanziert von der 
Österreichischen Fachhochschulkonferenz 
(Peer Pasternack/Michael Hölscher, 2006-
2007)69  

• Ziele, Zielrealisierung und Positionierung des 
Schweizerischen Wissenschafts- und Techno-
logierates, finanziert vom SWTR (Peer Pas-
ternack, Henning Schulze, 2010-2011), 

• Organisationsanalyse Universität Jena (Car-
sten von Wissel/Peer Pasternack, 2010-2011) 

Der Wissenszuwachs, den diese Projekte er-
bracht haben, lässt sich in thesenhafter Form fol-
gendermaßen zusammenfassen: 

Die Reform der Hochschulsteuerung wurde in 
den letzten Jahren von drei unterschiedlichen 
Entwicklungen bestimmt:  

                                                                         
www.gruene-fraktion-sachsen.de/fileadmin/u 
ser_upload/ua/01 _Gutachten.pdf 
68 Karsten König, Gunter Quaißer unt. Mitarb. v. Peggy 
Trautwein: Hochschulsteuerung und Entwicklungspla-
nung, in: Peer Pasternack (Hg.): Stabilisierungsfakto-
ren und Innovationsagenturen. Die ostdeutschen 
Hochschulen und die zweite Phase des Aufbau Ost, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2007,  S. 97-140. 
69 Michael Hölscher, Peer Pasternack: Internes Qua-
litätsmanagement im österreichischen Fachhochschul-
sektor (HoF-Arbeitsbericht 3’2007), Wittenberg 2007. 

• In Bereichen, in denen die Hochschulsteue-
rung vom HRG nicht oder kaum reglementiert 
war (Mittelbewirtschaftung, Vertragsförmige 
Vereinbarungen und Hochschulräte), wurden 
seit Anfang der 1990er Jahre neue Steue-
rungsinstrumente etabliert. Diese sind inzwi-
schen in fast allen Bundesländern reguläre 
Bestandteile der Hochschulsteuerung.   

• In der Ausgestaltung der Instrumente findet 
eine verdeckte Differenzierung statt, die ent-
weder in unterschiedlichen Strukturen (Anteil 
der leistungsorientierten Mittelverteilung, Be-
setzung der Hochschulräte) oder in ihrem An-
wendungsmodus (hierarchische oder koope-
rative Vereinbarungen) zum Ausdruck kommt.  

• In den Bereichen, in denen bundeseinheitliche 
Vorgaben angestrebte Veränderungen einge-
schränkt hatten (Wahl der Hochschulleitung, 
Studiengebühren), wurden Reformen erst 
nach entsprechenden Änderungen im HRG 
umgesetzt. Noch offen ist die Entwicklung bei 
Instrumenten, die erst durch die Föderalis-

musreform 2006 in die Gestaltungshoheit der 
Länder übergeben wurden (z.B. Kapazitäts-
recht und Bauinvestitionen).  

Ingsesamt setzten sich allerdings die einmal in 
einen Hochschulsteuerungsreform-Diskurs auf-
genommenen Elemente langfristig in (fast) allen 
Bundesländern durch. Eine Ausnahme hiervon 
stellen lediglich Studiengebühren dar. Im übrigen 
finden sich Unterschiede zwischen den Bundes-
ländern allenfalls in der Geschwindigkeit, mit der 
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Neuerungen der Hochschulsteuerung politisch 
aufgenommen und durchgesetzt werden. Muster 
sind aber auch dabei nicht zu identifizieren: Es 
sind regelmäßig politisch unterschiedlich regierte 
Länder, die neue Instrumente besonders schnell 
einführen bzw. auf Eile verzichten. 

Die wesentlichste Neuerung im Verhältnis zwi-
schen Staat und Hochschulen war die flächende-
ckende Durchsetzung vertragsförmiger Vereinba-
rungen („Hochschulverträge“, „Zielvereinbarun-
gen“) von 1996 bis 2006.  

Als Verhandlungsakteure sind in den Landes-
hochschulgesetzen die Hochschulleitungen und 
Ministerien definiert, als weitere Verhandlungsak-
teure werden in sechs Bundesländern die aka-
demischen Senate und in sieben Ländern die 
Hochschulräte berücksichtigt. Im Saarland, in 
Sachsen-Anhalt und in Sachsen sind die Fakultä-
ten und in Brandenburg die Gleichstellungsbeauf-
tragten beratend einbezogen. In Berlin und Meck-
lenburg-Vorpommern sind die Vereinbarungen 
vom Landtag zustimmungspflichtig und in weite-
ren vier Ländern unterliegen die Finanzzusagen 
ausdrücklich dem Haushaltsvorbehalt. 

Die Durchsetzung in 16 Ländern und vergleichs-
weise kurzer Zeit ist erklärungsbedürftig, insbe-
sondere vor dem Hintergrund Diskrepanzen zwi-
schen dem hohem normativen Anspruch und der 
davon stark abfallenden Realität der Hochschul-
verträge. Die Erklärung dafür findet sich (a) in im-

pliziten Funktionen der Verträge und (b) in Bünd-
nisoptionen, die sich mit ihnen ergeben:70 

(a) Als entscheidende funktionale Vorteile der 
Hochschulverträge erweisen sich zweierlei: 
Zum einen kann mit ihnen der Anschein einer 
Rationalisierung der Hochschulfinanzierung 
und damit eines rationalen Verhältnisses von 
Hochschulen und Politik erzeugt werden. Die 
Hochschulen erscheinen – zeitweise – nicht 
mehr als faktische freiwillige Aufgabe des 
Staates, und die Ausstattung der Hochschu-
len wird temporär der fortwährenden Begrün-
dungsbedürftigkeit entzogen. Zum anderen 
leisten die Verträge eine Integration politi-
scher Absichten in wissenschaftliches Han-
deln, indem sie über Regelbindung und damit 
Berechenbarkeit den (potenziell störenden) 
Gestaltungswillen und den (potenziell stö-
rungsanfälligen) Wissenschaftsprozess kop-
peln. Damit organisieren die Verträge ein 
zweiseitige Legitimationsbeschaffung: nach 
außen, indem Politik und Gesellschaft die Fi-
nanzierungsbedürftigkeit der Hochschulen 
nicht nur allgemein, sondern auch ihrer Höhe 
nach akzeptieren; nach innen, indem in den 
Hochschulen die Verträge und ihre Anforde-
rungen als hinnehmbares Übel gelten, da sie 
zugleich die Planbarkeit der Ausstattung mit 
sich bringen. 

                                                 
70 P. Pasternack: Durchgesetzt, defizitär und überwie-
gend beliebt. Die erstaunliche Karriere der Hochschul-
verträge, in: Das Hochschulwesen 2/2011, S. 38-43. 

Land  seit 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 bis 
Ba-Wü Pakt 1997 --- --- --- --- --- --- 06 07 --- --- --- 14 
Bayern Pakt        06 --- --- 09 --- 13 
Berlin Verträge 1997 00 01 02 03 --- 05 06 --- --- 09 10 13 
Brandenbg. Pakt      04 --- 06 07 --- --- 10  
Bremen ZV    02 03 04 05 06 07 --- 09   
Hamburg ZV 99 --- 01 02 03 04 --- 06 07 08 09 10  
Hessen Pakt    02 --- --- 05 06 --- --- --- 10 15 
M-V ZV        06 --- --- --- 10  
Nieders. Pakt 1997 00 --- --- --- --- --- 06 --- --- --- 10 15 
NRW Pakt  00 --- --- --- --- --- --- --- --- 09   
Rheinl.-Pf.  Keine Vereinbarungen zur Grundfinanzierung 
Saarland ZV     03 --- --- 06  08  10  
Sachsen Pakt     03 --- --- --- --- --- --- 10  
Sachs.-A. ZV     03 --- 05 06 --- --- --- 10  
Schl.-Holst. Pakt           09  13 
Thüringen Pakt      04 --- 06  08 ---  11 

Vertragsförmige Vereinbarungen zur Grundfinanzierung 

HoF-Report 2006 – 2010 53



 

 

(b) Die beiden neuen Bündnisoptionen, die mit 
den vertragsförmigen Vereinbarungen mög-
lich sind, müssen kaschiert werden, um Wirk-
samkeit erlangen zu können. Das leistet die 
elegante soziale Kooperationsästhetik der 
Vertragskonstruktion. Das Bündnis zwischen 
Hochschulministerium und Hochschulen dient 
der Erzeugung des Anscheins einer Rationali-
sierung der Hochschulfinanzierung: Es wird 
eine (zeitweilige) Simulation der Hochschulen 

als Pflichtaufgabe des Landes erzeugt. Ad-
ressaten dieses Fassadenmanagements sind 
die anderen Ressorts in der jeweiligen Lan-
desregierung, insbesondere das Finanzmini-
sterium. Das Bündnis zwischen Hochschullei-
tung und Hochschulministerium zielt auf die 
Integration politischer Gestaltungsabsichten in 
wissenschaftliches Handeln. Adressaten die-
ser Anstrengung sind veränderungsunwillige 
Hochschulangehörige und Subeinheiten. 

 
 

2.4.6. Ostdeutsche Hochschulen im demografischen Wandel  
(Peer Pasternack) 

 
Aus dem ostdeutschen Standort des Instituts er-
gaben sich seit dessen Gründung besondere 
Projekt- und Anwendungsbezüge. Untersuchte 
das Institut zunächst unmittelbare Transformati-
onsfolgen im Hochschulsektor, so schob sich seit 
Mitte der 2000er Jahre ein neues ostdeutsch-
landspezifisches Problem in den Vordergrund: 
die hochschulbezogenen Folgen des demografi-
schen Wandels bei gleichzeitig absehbaren Ver-
änderungen der Finanztransfers, mit deren Hilfe 
selbsttragende Entwicklungen in den östlichen 
Bundesländern erzeugt werden sollen. Diesbe-
züglich wurden im Berichtszeitraum folgende 
Projekte realisiert: 

• Entwicklung der Studierwilligkeit in den neuen 
und alten Bundesländern, finanziert von der 
Landesrektorenkonferenz Sachsen-Anhalt (I-
rene Lischka, 2005-2006),71 

• Die ostdeutschen Hochschulen und die zweite 
Phase des Aufbau Ost (Peer Pasternack, An-
ke Burkhardt, Klaudia Erhardt, Anja Franz, 
Michael Hölscher, Karsten König, Reinhard 
Kreckel, Dirk Lewin, Irene Lischka, Gunter 
Quaißer, Henning Schulze, 2006-2008),72 

• Hochschule-Praxis-Netzwerke für Lehre und 
Studium in Ostdeutschland, finanziert vom 

                                                 
71 I. Lischka: Entwicklung der Studierwilligkeit (HoF-Ar-
beitsbericht 3’06), Wittenberg 2006; I. Lischka unter 
Mitarbeit von Reinhard Kreckel: Zur künftigen Ent-
wicklung der Studierendenzahlen in Sachsen-Anhalt. 
Prognosen und Handlungsoptionen (HoF-Arbeitsbe-
richt 2’06), Wittenberg 2006. 
72 P. Pasternack (Hg.): Stabilisierungsfaktoren und In-
novationsagenturen. Die ostdeutschen Hochschulen 
und die zweite Phase des Aufbau Ost, Leipzig 2007; P. 
Pasternack (Hg.): Hochschulen in kritischen Kontex-
ten. Forschung und Lehre in den ostdeutschen Re-
gionen (=die hochschule 2/2009), Wittenberg 2009 

BMBF (Peer Pasternack, Roland Bloch, Da-
niel Hechler, Henning Schulze, 2008),73 

• Fachliche Begleitung der Image- und Marke-
tingkampagne für Ostdeutschland im Kontext 
des Hochschulpakts 2020, finanziert vom 
BMBF (Martin Winter, Anja Franz, Viola Herr-
mann, Dirk Lewin, Peer Pasternack, Thomas 
Ronneberger, 2008-2009),74 

                                                 
73 P. Pasternack, R. Bloch, D. Hechler, H. Schulze: 
Fachkräfte bilden und binden. Lehre und Studium im 
Kontakt zur beruflichen Praxis in den ostdeutschen 
Ländern (HoF-Arbeitsbericht 5’2008), Wittenberg 2008. 
74 M. Winter (Red.): Hochschulkampagne Studieren in 
Ostdeutschland, 2008, URL http://www.hochschulkam 
pagne.de; V. Herrmann/M. Winter: Studienwahl Ost. 
Befragung von westdeutschen Studierenden an ost-
deutschen Hochschulen (HoF-Arbeitsbericht 2’09), 
Wittenberg 2009. 
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